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Abstimmverhalten 

der schleswig-holsteinischen Landesregierung 

anlässlich der 

925. Sitzung des Bundesrates 

am 19. September 2014 

 
Angaben ohne Gewähr – es gelten die Beschlussdrucksachen des Bundesrates! Link 
 
Ergänzend zu den nachfolgenden Angaben wird auf das Plenarprotokoll verwiesen. 

 

1. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2015 (Haushaltsgesetz 2015) 
 

gemäß Artikel 110 Absatz 3 GG 
Drucksache 350/14 

Drucksache 350/1/14 
in Verbindung mit: 

 

 Fz 

1. b) Finanzplan des Bundes 2014 bis 2018 
 

gemäß § 9 Absatz 2 Satz 2 Stabilitätsgesetz und § 50 
Absatz 3 Satz 1 Haushaltsgrundsätzegesetz 
Drucksache 351/14 

Drucksache 350/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt und eine 
Erklärung zu Protokoll gegeben (Anlage 1).  

 

 Fz 

2. 

GrüLi 

Achtes Gesetz zur Änderung des Weingesetzes 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 380/14 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

 AV 

3. 

GrüLi 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Fortentwicklung des Meldewesens 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 381/14 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  
 

 In 

4. Zweites Gesetz zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 382/14 
 

Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt. 
Darüber hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 In 

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
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5. Gesetz zur Einstufung weiterer Staaten als sichere Herkunftsstaaten und zur Erleich-
terung des Arbeitsmarktzugangs für Asylbewerber und geduldete Ausländer 
 

gemäß Artikel 16a Absatz 3 GG 

Drucksache 383/14 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz nicht zu.  
 

 In 

6. 

GrüLi 
Gesetz zur Änderung des Umweltinformationsgesetzes 
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 384/14 

 
Die Landesregierung hat die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht verlangt.  

 

 U 

7. 

GrüLi 
Gesetz zu dem Abkommen vom 9. September 2013 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik der Philippinen zur Vermeidung der Doppelbesteu-
erung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 und Artikel 108 Absatz 5 GG  
Drucksache 385/14 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

 Fz 

8. 

GrüLi 
Gesetz zu dem Luftverkehrsabkommen vom 25. und 30. April 2007 zwischen den Ver-
einigten Staaten von Amerika einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ih-
ren Mitgliedstaaten andererseits (Vertragsgesetz EU-USA-Luftverkehrsabkommen - 
EU-USA-LuftverkAbkG) 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 i.V.m. Artikel 106 Absatz 2 
Nummer 4 und Absatz 3 GG 
Drucksache 386/14 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

 Vk 

9. 

GrüLi 
Gesetz zu dem Europa-Mittelmeer-Luftverkehrsabkommen vom 15. Dezember 2010 
zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Ha-
schemitischen Königreich Jordanien andererseits (Vertragsgesetz Europa-
Mittelmeer-Jordanien-Luftverkehrsabkommen - Euromed-JOR-LuftverkAbkG) 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 i.V.m. Artikel 106 Absatz 2 
Nummer 4 und Absatz 3 GG 
Drucksache 387/14 
 

Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  
 

 Vk 
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10. 

GrüLi 
Gesetz zu dem Abkommen vom 26. Juni 2012 zwischen der Europäischen Union und 
ihren Mitgliedstaaten und der Republik Moldau über den Gemeinsamen Luftverkehrs-
raum (Vertragsgesetz EU-Moldau-Luftverkehrsabkommen - EU-MDA-
LuftverkAbkG) 
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 i.V.m. Artikel 106 Absatz 2 
Nummer 4 und Absatz 3 GG 
Drucksache 388/14 

 
Die Landesregierung stimmte dem Gesetz zu.  

 

 Vk 

11. Entwurf eines ... Gesetzes zur Ergänzung des Rechts zur Anfechtung der Vater-
schaft 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 330/14 

zu Drucksache 330/14 
Drucksache 330/1/14 

 
Die Landesregierung hat sich zur Frage der Einbringung des Gesetzentwurfes 
enthalten.  

 

 R 
FJ 
FS 
In 

12. 

GrüLi 
Entschließung des Bundesrates zur Überprüfung und Anpassung des Nichtraucher-
schutzgesetzes und des Jugendschutzgesetzes hinsichtlich des Konsums von E-
Zigaretten und E-Shishas (elektronische Inhalationsprodukte) durch Kinder und 
Jugendliche 
 

Antrag des Freistaats Thüringen 
Drucksache 304/14 

Drucksache 304/1/14 
 

Die Landesregierung hat das Fassen der Entschließung nach Maßgabe unterstützt.  
 

 FJ 
AV 
G 
K 

13. Abgesetzt von der Tagesordnung: 
 
Entschließung des Bundesrates zur Insolvenzsicherung der Rückstellungen für Still-
legung, Abbau und Entsorgung im Atombereich 
 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein, Hessen, 
Rheinland-Pfalz 
Drucksache 280/14 

Drucksache 280/1/14 
 

Die Landesregierung stimmte gegen den Antrag auf Absetzung von der 
Tagesordnung. 

 

 Wi 
Fz 
U 

14. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 91b) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 323/14 
Drucksache 323/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 R 
Fz 
In 
K 
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15. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Agrarstatistikgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 353/14 

Drucksache 353/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 AV 
Fz 
In 
U 

16. Entwurf eines Gesetzes zum Erlass und zur Änderung von Vorschriften zur Durchfüh-
rung unionsrechtlicher Vorschriften über Agrarzahlungen und deren Kontrollen in der 
Gemeinsamen Agrarpolitik 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 354/14 
Drucksache 354/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 AV 
U 

17. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Elterngeld Plus mit Partnerschaftsbonus 
und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 355/14 

Drucksache 355/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates nur teilweise unterstützt.  
 

 FS 
FJ 
Fz 
Wi 

18. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines 
Sondervermögens "Energie- und Klimafonds" 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 356/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 Fz 
U 
Wi 

19. a) Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens für die 
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Ände-
rung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 
2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 
2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates (BRRD-Umsetzungsgesetz) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 357/14 

Drucksache 357/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 Fz 
In 
R 
Wi 
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19. b) Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 21. Mai 2014 über die Über-
tragung von Beiträgen auf den einheitlichen Abwicklungsfonds und über die 
gemeinsame Nutzung dieser Beiträge 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 322/14 

Drucksache 322/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 Fz 
EU 
Wi 

19. c) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Finanzhilfeinstrumente nach Artikel 19 
des Vertrags vom 2. Februar 2012 zur Einrichtung des Europäischen Stabilitäts-
mechanismus 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 321/14 
Drucksache 321/1/14 

in Verbindung mit: 
 

 Fz 
EU 
Wi 

19. d) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des ESM-Finanzierungsgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 358/14 

Drucksache 321/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 Fz 
EU 
Wi 

20. 

GrüLi 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 14. April 2014 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Weltgemeinschaft Reformierter Kirchen - Körperschaft 
des öffentlichen Rechts - 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 359/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 In 
G 

21. Entwurf eines Fünfundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes (25. BAföGÄndG) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 375/14 

Drucksache 375/1/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 K 
AS 
FJ 
FS 
Fz 

22. Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 360/14 

Drucksache 360/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 U 
AV 
Vk 
Wi 
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23. 

GrüLi 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften hinsichtlich der 
Einführung des europäischen elektronischen Mautdienstes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 361/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Vk 
Fz 
Wi 

24. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgeset-
zes 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 362/14 

Drucksache 362/1/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Vk 
Fz 
U 

25. 

GrüLi 
Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 2015 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 2015) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 363/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Wi 
Fz 

26. 

GrüLi 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 24. Juni 2013 zur Änderung des Ab-
kommens vom 4. Oktober 1991 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Norwegen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und über gegensei-
tige Amtshilfe auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie 
des dazugehörigen Protokolls 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 364/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Fz 

27. 

GrüLi 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 13. Februar 2014 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik Costa Rica zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 365/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 Fz 

28. 

GrüLi 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 11. März 2014 zur Änderung des Ab-
kommens vom 1. Juni 2006 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Georgien 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 366/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 Fz 
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29. 

GrüLi 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Dritten Zusatzprotokoll vom 10. November 2010 zum 
Europäischen Auslieferungsübereinkommen vom 13. Dezember 1957 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 367/14 
 

Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  
 

 R 
In 

30. 

GrüLi 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Europäischen Übereinkommen vom 27. November 
2008 über die Adoption von Kindern (revidiert) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 368/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 R 
FJ 
FS 

31. 

GrüLi 
a) Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 22. Juni 2010 zur zweiten Ände-

rung des Partnerschaftsabkommens zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staa-
ten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einerseits und der Eu-
ropäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits (Zweites Ände-
rungsabkommen zum AKP-EG-Partnerschaftsabkommen) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 390/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 Wi 
EU 

31. 

GrüLi 
b) Entwurf eines Gesetzes zu dem Internen Abkommen vom 24. Juni 2013 zwischen 

den im Rat vereinigten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union über die Finanzierung der im mehrjährigen Finanzrahmen für den Zeit-
raum 2014 bis 2020 vorgesehenen Hilfe der Europäische Union im Rahmen des 
AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und über die Bereitstellung von finanzieller Hilfe 
für die überseeischen Länder und Gebiete, auf die der vierte Teil des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union Anwendung findet (Internes Abkommen) 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 391/14 

 
Die Landesregierung hat keine Einwendungen gegen den Gesetzentwurf erhoben.  

 

 Wi 
Fz 

32. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: 
Strategie für eine sichere europäische Energieversorgung 
COM(2014) 330 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 258/14 

Drucksache 258/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 EU 
U 
Wi 
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33. 

GrüLi 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Verbreitung der Daten von Erdbeobachtungssatelliten für kommerzielle Zwecke 
COM(2014) 344 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 270/14 

zu Drucksache 270/14 
Drucksache 270/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
In 
Wi 

34. 

GrüLi 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Für ein integriertes Konzept für das kulturelle Erbe Europas 
COM(2014) 477 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 329/14 
Drucksache 329/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
K 

35. 

GrüLi 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen 
Grüner Aktionsplan für KMU - KMU in die Lage versetzen, Umweltprobleme in Ge-
schäftschancen umzuwandeln 
COM(2014) 440 final; Ratsdok. 11616/14 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 312/14 

Drucksache 312/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 EU 
U 
Wi 

36. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Gegen unlautere Handelspraktiken zwischen Unternehmen in der Lebensmittel-
versorgungskette 
COM(2014) 472 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 325/14 

Drucksache 325/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  
 

 EU 
AV 
R 
Wi 
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37. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: 
Energieeffizienz und ihr Beitrag zur Energieversorgungssicherheit und zum Rahmen 
für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 
COM(2014) 520 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 331/14 
Drucksache 331/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 EU 
In 
U 
Vk 
Wi 
Wo 

38. 

GrüLi 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss: 
Jährliches Arbeitsprogramm 2015 der Union für europäische Normung 
COM(2014) 500 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 339/14 
Drucksache 339/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
AS 
AV 
FJ 
G 
R 
U 
Vk 
Wi 
Wo 

39. 

GrüLi 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss: EU-Aktionsplan für einen neuen Konsens 
über die Durchsetzung von Immaterialgüterrechten 
COM(2014) 392 final; Ratsdok. 11533/14 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 298/14 
Drucksache 298/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
K 
R 
Wi 

40. Grünbuch der Kommission: 
Bestmögliche Nutzung des traditionellen Wissens Europas: 
Mögliche Ausdehnung des Schutzes der geografischen Angaben der Europäischen 
Union auf nichtlandwirtschaftliche Erzeugnisse 
COM(2014) 469 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 320/14 

Drucksache 320/1/14 
 

Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 EU 
AV 
R 
Wi 
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41. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Än-
derung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 in Bezug auf die Bestimmung des Mit-
gliedstaats, der für die Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz von 
unbegleiteten Minderjährigen zuständig ist, die keine Familienangehörigen, Ge-
schwister oder Verwandten mit rechtmäßigem Aufenthalt in einem Mitgliedstaat haben 
COM(2014) 382 final 
 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV und §§ 3 und 5 
EUZBLG 

Drucksache 278/14 
zu Drucksache 278/14 

Drucksache 278/1/14 
 

Die Landesregierung hat von der Vorlage Kenntnis genommen.  
 

 EU 
FJ 
In 

42. 

GrüLi 
Grünbuch der Kommission: 
Sicherheit touristischer Beherbergungsleistungen 
COM(2014) 464 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 328/14 
Drucksache 328/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
In 
Wi 
Wo 

43. 

GrüLi 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen zum effizienten 
Ressourceneinsatz im Gebäudesektor 
COM(2014) 445 final; Ratsdok. 11609/14 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 313/14 
Drucksache 313/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates unterstützt.  

 

 EU 
U 
Wi 
Wo 

44. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Die städtische Dimension der EU-Politikfelder - Kernpunkte einer EU-Städteagenda 
COM(2014) 490 final 
 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 327/14 
Drucksache 327/1/14 

 
Die Landesregierung hat die Stellungnahme des Bundesrates überwiegend 
unterstützt.  

 

 EU 
AS 
In 
U 
Wi 
Wo 
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45. 

GrüLi 
a) Zwanzigste Verordnung zur Anpassung des Bemessungsbetrages und von Geldleis-

tungen nach dem Bundesversorgungsgesetz (20.KOV-Anpassungsverordnung 
2014 - 20. KOV-AnpV 2014) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 340/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 AS 
Fz 

45. 

GrüLi 
b) Sechsundvierzigste Verordnung über das anzurechnende Einkommen nach dem 

Bundesversorgungsgesetz (Sechsundvierzigste Anrechnungsverordnung - 46. 
AnrV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 332/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 AS 
Fz 

46. 

GrüLi 
Zweite Verordnung zur Änderung von Vordrucken für das arbeitsgerichtliche Mahn-
verfahren (2. AGMahnVordrVÄndV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 348/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 AS 
R 

47. 

GrüLi 
Verordnung zur Ermittlung des Arbeitseinkommens aus der Land- und Forstwirtschaft 
für das Jahr 2015 (Arbeitseinkommensverordnung Landwirtschaft 2015 - AELV 
2015) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 371/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 AS 
AV 
Fz 

48. Fünfte Verordnung zur Änderung der Mineral- und Tafelwasser-Verordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 310/14 

Drucksache 310/1/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt. Darüber hinaus 
hat sie das Fassen einer Entschließung unterstützt.  

 

 AV 
G 

49. 

GrüLi 
Verordnung zur Änderung der Fischseuchenverordnung und zur Änderung der Tier-
impfstoff-Kostenverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 317/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 AV 



- 12 - 

 

50. 

GrüLi 
Verordnung zur Neuregelung der Durchführung der unionsrechtlichen Regelungen 
über Erzeugerorganisationen im Sektor Obst und Gemüse und zur Änderung der 
InVeKoS-Verordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 333/14 

Drucksache 333/1/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt.  
 

 AV 

51. 

GrüLi 
Zweite Verordnung zur Änderung der Ernährungswirtschaftsmeldeverordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 334/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 AV 

52. 

GrüLi 
Verordnung über die Ermittlung der Schlüsselzahlen für die Aufteilung des Gemeinde-
anteils an der Einkommensteuer für die Jahre 2015, 2016 und 2017 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 301/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 Fz 
In 

53. 

GrüLi 
Verordnung über die Festsetzung der Länderschlüsselzahlen und die Ermittlung der 
Schlüsselzahlen für die Aufteilung des Gemeindeanteils am Aufkommen der Umsatz-
steuer nach § 5c des Gemeindefinanzreformgesetzes 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 338/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 Fz 
In 

54. 

GrüLi 
Erste Verordnung zur Änderung der Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-
Verordnung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 318/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 U 
AS 
G 
Wi 

55. Verordnung zur Änderung der Sechzehnten Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 319/14 

Drucksache 319/1/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe nicht zugestimmt. Darüber 
hinaus hat sie das Fassen einer Entschließung nur teilweise unterstützt.  

 

 Vk 
G 
U 

  



- 13 - 

 

56. Zweite Verordnung zur Änderung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung und anderer 
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 335/14 
Drucksache 335/1/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgaben zugestimmt und eine 
Erklärung zu Protokoll gegeben (Anlage 2). 
 

 Vk 
Fz 
In 

57. 

GrüLi 
a) Neunundvierzigste Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vor-

schriften 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 336/14 

Drucksache 336/1/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung nach Maßgabe zugestimmt.  
 

 Vk 
In 

57. 

GrüLi 
b) Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-

schrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) 
 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 

Drucksache 343/14 
 

Die Landesregierung hat der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zugestimmt.  
 

 Vk 
In 

58. 

GrüLi 
Dritte Verordnung zu dem Übereinkommen vom 9. September 1996 über die Samm-
lung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt (3. 
CDNI-Verordnung - 3. CDNI-V) 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 337/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 Vk 
U 

59. 

GrüLi 
Verordnung zu dem Protokoll vom 18. Juni 2012 zur Änderung des Europa-
Mittelmeer-Luftverkehrsabkommens vom 12. Dezember 2006 zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Königreich Marok-
ko andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Bulgarien und Rumäniens zur 
Europäischen Union 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 349/14 
 

Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  
 

 Vk 

60. 

GrüLi 
Zweite Verordnung zur Änderung der Energieverbrauchskennzeichnungsverord-
nung 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 341/14 

 
Die Landesregierung hat der Verordnung zugestimmt.  

 

 Wi 
U 
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61. 

GrüLi 
Zweite Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung von Verwaltungsvorschriften im 
Bereich des Lebensmittelrechts 
 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 

Drucksache 342/14 
 

Die Landesregierung hat der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zugestimmt.  
 

 AV 
G 

62. 

GrüLi 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Personenbeförderungsgesetz 
 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 
Drucksache 344/14 

 
Die Landesregierung hat der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zugestimmt.  

 

 Vk 
In 

63. 

GrüLi 
a) Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 
Antrag des Landes Berlin 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 345/14 

 
Die Landesregierung hat dem Benennungsvorschlag zugestimmt.  

 

  

63. 

GrüLi 
b) Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

 
gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 407/14 
 

Die Landesregierung hat dem Benennungsvorschlag zugestimmt.  
 

  

64. 

GrüLi 
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
 

Drucksache 389/14 

 
Die Landesregierung hat sich zu dem Verfahren nicht geäußert und ist nicht 
beigetreten.  

 

 R 

65. Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen im Bauplanungsrecht zur Erleichterung 
der Unterbringung von Flüchtlingen 
 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg, Beitritt 
Bremen und Baden-Württemberg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 419/14 
 

Die Landesregierung hat die Einbringung des Gesetzentwurfes in geänderter Fassung 
in sofortiger Sachentscheidung und die Bestellung einer Beauftragten unterstützt.  
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Erklärung 

zu Protokoll 
von  

Monika Heinold 
Finanzministerin 

des Landes Schleswig-Holstein, 
in der 925. Sitzung des Bundesrates  

am 19. September 2014 
zu  

 

TOP 1 a) 

 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2015 (Haushaltsgesetz 2015) 
BR-Drucksache 350/14 

 
 

 
Für das Land Schleswig-Holstein wird folgende Erklärung zu Protokoll gegeben: 
 
A.  

 

Einzelplan:  06 
Kapitel:  0603 
Titelgruppe: 
Titel: 684 02 Förderung der Arbeit von Minderheitengremien, des Minder-

heitensekretariats, nationale und internationale Veranstaltungen mit 
Minderheitenbezug 

Seite:   33 (Einzelplan 06) 
HH-Ansatz : 189 TEUR 
 

1. Antrag auf Erhöhung um 500 TEUR auf 689 TEUR 
 

2. Antrag auf Ergänzung der Erläuterung wie folgt:  
„… Für die Föderalistische Union Europäischer Volksgruppen wird 
eine institutionelle Förderung in Höhe von 500 T € festgesetzt. 
Darüber hinaus erhält sie weiterhin mindestens 60 T € als Projekt-
förderung.“ 
 

Begründung: 

Zu 1.: 
Rolle und Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen in Minderheitenzusammenhän-
gen, wie der Föderalistischen Union Europäischer Volksgruppen (FUEV), haben sich auf 
nationaler und internationaler Ebene gewandelt. Als eine europaweit intensiv vernetzte 
und demokratisch organisierte Dachorganisation hat sie sich als wichtiger Akteur in der 
Friedensarbeit vor Ort etabliert. Auf diese Weise ist sie zu einem wertvollen und stabilen 
Partner für europäische Regierungen geworden. So gehört auch das Königreich Däne-
mark zu den institutionellen Förderern der FUEV. 
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Das Land Schleswig-Holstein stützt die minderheitenpolitische Arbeit der FUEV seit vielen 
Jahren mit einer institutionellen Förderung und zusätzlichen Projektmitteln. Der Bund da-
gegen fördert die Organisation ausschließlich im Rahmen einer Projektförderung. Eine 
reine Projektförderung wird jedoch dem Zuwachs an Verantwortung und der Vielfalt der 
Aufgaben (z. B. Verbesserung der Situation der Roma in den Herkunftsländern oder auch 
die aktuelle Situation in der Ukraine und auf der Krim) nicht mehr gerecht. Es ist ange-
zeigt, in den Förderstrukturen zwischen Ländern und Bund eine einheitliche Regelung zu 
finden, die der FUEV Planungssicherheit und Verlässlichkeit garantiert. 
 
Zu 2.: 
Mit der Festlegung auf eine institutionelle Förderung in den Haushaltsbegründungen wird 
die Übernahme der Erhöhung dieses HH-Titels für die folgenden Jahre garantiert. Die FU-
EV erhält auf diese Weise ein hohes Maß an Planungssicherheit und kann ihre Arbeit in 
der internationalen Minderheitenpolitik und Friedenssicherung fortführen und weiter aus-
bauen. 
 

 

B.  

 
Einzelplan:  06 
Kapitel:  0603 
Titelgruppe:  05 
   Förderung der Deutschen Volksgruppe in Nordschleswig 
Titel: 687 50 Soziale und kulturelle Förderung der deutschen Volksgruppe in 

Nordschleswig/Dänemark 
Seite:   41 (Einzelplan 06) 
HH-Ansatz :  8.988 TEUR 
 
Das Land Schleswig-Holstein fordert eine Erhöhung des HH-Ansatzes um mindestens 350 
TEUR auf 9.338 TEUR. Dies entspricht dem HH-Ansatz für das Jahr 2014. 
 
Die deutsche Volksgruppe in Nordschleswig besteht seit der Volksabstimmung im Jahre 
1920 und umfasst heute etwa 15.000 Mitglieder aus einer Gesamtbevölkerung von 
250.000 in Nordschleswig. Sie unterhält eigene Kindergärten, Schulen und Büchereien, 
betreibt kirchliche und soziale Arbeit, gibt eine eigene Tageszeitung heraus und bietet in 
vielen Vereinen sportliche und kulturelle Aktivitäten an. Bei der Vermittlung von deutscher 
Kultur und Sprache spielen sie eine gewichtige Rolle. 
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C. 
 
Einzelplan:  04 
Kapitel:  0405 
Titelgruppe:  01 
   Allgemeine kulturelle Angelegenheiten 
Titel: 894 17 Zuschuss des Bundes für Investitionen an die „Sydslesvigsk 

Forening“ 
Seite:   36 (Einzelplan 04) 
HH-Ansatz :  117 TEUR 
 
Das Land Schleswig-Holstein fordert eine Erhöhung des HH-Ansatzes um mindestens 33 
TEUR auf 150 TEUR. Dies entspricht dem HH-Ansatz für das Jahr 2014. 
 
Der Südschleswigsche Verein (Sydslesvigsk Forening) ist die kulturelle Hauptorganisation 
der dänischen Minderheit. Der Verein pflegt eine lebendige Verbindung zu Dänemark und 
den nordischen Ländern. Die dänische Sprache und Kultur gehören zum Alltag im Landes-
teil Schleswig (in Südschleswig). 
 
 
D. 
 
Einzelplan:  04 
Kapitel:  0405 
Titelgruppe:  02 
   Kulturförderung im Inland 
Titel: 685 21 Kulturelle Aufgaben und Einrichtungen im Inland 
Seite:   39-41 (Einzelplan 04) 
HH-Ansatz :  158.014 TEUR 
 
Das Land Schleswig-Holstein fordert eine Erhöhung des HH-Ansatzes um mindestens 20 
TEUR auf 158.034 TEUR. Die Erhöhung des Ansatzes erfolgt zweckgebunden für die in 
den Erläuterungen zum Haushaltstitel unter Projektförderung 2.14 aufgeführte Minderheit 
der „Friesischen Volksgruppe“. Der dortige Ansatz von 300 TEUR für 2015 soll auf den für 
2014 veranschlagten Betrag in Höhe von 320 TEUR angehoben werden. 
 
Die friesische Volksgruppe in Deutschland lebt an der schleswig-holsteinischen Westküste 
und im nordwestlichen Niedersachsen sowie im Kreis Cloppenburg. Geschätzt 60.000 
Menschen sind ihrem Selbstverständnis nach Friesen. Ihre Organisationen engagieren 
sich u. a. für den Erhalt der jeweiligen Sprachen und ihre Nutzung im öffentlichen Raum 
sowie das Vermitteln ihrer Kultur in den Schulen. 
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Erklärung 

zu Protokoll 
von  

Dr. Robert Habeck 
Minister für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

des Landes Schleswig-Holstein, 
in der 925. Sitzung des Bundesrates  

am 19. September 2014 
zu  

 

TOP 56 

 

Zweite Verordnung zur Änderung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung und ande-
rer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
BR-Drucksache 335/14 

 
 

 

Das Land Schleswig-Holstein stimmt der Zielsetzung der Verordnung ausdrücklich zu. Al-
lerdings sind geeignete Maßnahmen zur Kompensation der Einnahmeverluste bei den 
Kommunen, zum Beispiel durch Gebührenerhöhungen im Verkehrsbereich, erforderlich. 
Schleswig-Holstein geht davon aus, dass der Bund zeitnah entsprechende Maßnahmen 
ergreift.  
 




